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Protokoll 18. Sitzung Gemeindeparlament Glarus Nord vom 20. Dezember 2012 
17.15 - 19.36 Uhr im Jakobsblick Niederurnen 
 
 
Vorsitz   Parlamentspräsidentin Katia Weibel 
 
   Gemeindeschreiberin Andrea Antonietti Pfiffner 
 
Protokoll  Parlamentssekretärin Doris Fischli  
 
 
 
 
Begrüssung 
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel begrüsst die Mitglieder des Gemeindeparlamentes und des 
Gemeinderates Glarus Nord zur 18. Sitzung des Gemeindeparlamentes. Weiter heisst sie auch alle 
Gäste und Pressevertreter willkommen.  
 
Zur heutigen Sitzung ist ordnungsgemäss eingeladen worden. Es wird festgestellt, dass die Zustellung 
von Einladung, Traktanden und Unterlagen fristgerecht erfolgt ist. Ebenfalls ist die heutige Sitzung im 
Amtsblatt des Kantons Glarus sowie im Glarus Nord Anzeiger publiziert worden. 
 
Als Unterstützung für die Protokollierung wird eine Tonbandaufnahme erstellt. Die 18. Parlaments-
sitzung Glarus Nord gilt somit für eröffnet.  
 
Für die heutige Sitzung haben sich folgende Mitglieder des Parlamentes entschuldigt: 
 

- Max Eberle, Näfels, BDP 
- Neva Laurent, Näfels, SP 
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Anwesenheitskontrolle 
 
Anrede Vorname Name Adresse PLZ Ort Partei abwesend 
Frau Marianne Blumer Mättlistrasse 28 8867 Niederurnen SP/JUSO  
Herr Basil Collenberg Im Moos 26 8753 Mollis CVP  
Herr Lorenzo Conte Büntgasse 9 8752 Näfels  GLP  
Herr Fridolin Dürst Burg 18 8758 Obstalden FDP  
Herr Max Eberle Ennetgiessen 10 8752 Näfels BDP X 
Frau Manuela Einsle-Vetterli Kanalstrasse 13 8753 Mollis Grüne  
Herr Aydin Elitok Pestalozzistrasse 8 8865 Bilten SVP  
Herr Peter Gallati Am Linthli 28 8752 Näfels FDP  
Herr Adrian Hager Rautiweg 5 8867 Niederurnen SVP  
Frau Theres Hauser-Stucki Unterdorf 37 8752 Näfels SVP  
Herr Alfred Hefti Müligaden 1 8753 Mollis SVP  
Herr Hanspeter Hertach Mättlistrasse 2 8867 Niederurnen SVP  
Herr Thomas Huber Hauptstrasse 41b 8867 Niederurnen CVP  
Herr Fred Kamm Kerenzerbergstr. 63 8757 Filzbach FDP  
Herr Peter Kistler Rosenbordstrasse 18 8867 Niederurnen SP/JUSO  
Herr Kurt Krieg Bleichi 1 8867 Niederurnen SVP  
Herr Beny Landolt Schneisingen 6 8752 Näfels BDP  
Herr Franz Landolt Bachdörfli 2 8752 Näfels GLP  
Herr Martin Landolt-Meier Mühle 21b 8752 Näfels SVP  
Herr Daniel Landolt-Tremp Escherstrasse 10 8752 Näfels CVP  
Frau Neva Laurent Risi 14 8752 Näfels SP/JUSO X 
Frau Gret Menzi Seegarten 6 8874 Mühlehorn BDP  
Herr Jürg Menzi alte Kerenzerstr. 37 8758 Obstalden SVP  
Frau Margrit Neeracher Kärpfstrasse 35 8868 Oberurnen CVP  
Frau Rita Nigg Mattstrasse 7 8865 Bilten CVP  
Herr Patrik Noser Landstrasse 49 8868 Oberurnen CVP  
Frau Ann-Kristin Peterson Mühlehoschet 3 8867 Niederurnen Grüne  
Herr Luca Rimini Im Grütli 40 8868 Oberurnen BDP  
Frau Cornelia Schmid Käsernhoschet 8 8865 Bilten FDP  
Frau Katia Weibel Fischli Gerbi 30 8752 Näfels SP/JUSO  
Herr Urs Zimmermann Mühlebachweg 2f 8867 Niederurnen FDP  
Herr Christoph Zürrer Oberdorfweg 18 8753 Mollis SP/JUSO  
Herr Christoph Zwicky untere Bitzi 20 8758 Obstalden SP/JUSO  
 
 
Präsenz 31 Parlamentarier/-innen sind anwesend, die Beschlussfähigkeit gemäss Art. 

10 der Parlamentsordnung ist somit festgestellt. 
 
Absolutes Mehr 16 
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Die heutige Traktandenliste umfasst 7 Traktanden: 
 

1. Übernahme der Wasserversorgung Schwändital-Platten 

2. Bericht Finanzaufsichtskommission zum 3. Quartal 

3. a) Jährlicher Geschäftsbericht des Gemeinderates 
b) Bericht der Geschäftsprüfungskommission 
c) Anträge der Geschäftsprüfungskommission 

4. Genehmigung der überarbeiteten Artikel in den Entschädigungsreglementen für den 
Verwaltungsrat der APGN und TBGN 

5. Änderung der Pensen für einzelne Gemeinderatsmitglieder teilweise rückwirkend per 
01.01.2012 

6. Genehmigung eines Verpflichtungskredits für die Sanierung Feuerwehrdepot Niederurnen 

7. Umfrage 

 
 
 
 
Bereinigung der Traktandenliste 
 
Das Wort wird nicht verlangt, somit wird gemäss vorliegender Traktandenliste getagt. 
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Geschäfte 

(Einführung durch Parlamentspräsidentin Katia Weibel) 
 
1. Übernahme der Wasserversorgung Schwändital-Platten  
(Antrag Gemeinderat 20.11.2012; Bericht Raymann 08.10.2012)  
 
Die Wasserversorgung Schwändital-Platten stammt aus den Jahren 1978 bis 1980. Sie erreicht somit 
bald die theoretische Lebensdauer von 35 Jahren. Grundsätzlich sollten bei Erreichen dieses Alters 
50% des Wertes in Rückstellungen vorhanden sein. Das ist heute aber bei weitem nicht der Fall. Um 
dies zu erreichen, hätten die Gebühreneinnahmen der letzten 30 Jahre dreimal so hoch sein müssen. 
Um nun den laufenden Unterhalt und schliesslich eine allfällige Sanierung der Wasserversorgung 
sicherzustellen, muss das Ganze auf eine neue Grundlage gestellt werden. Der Gemeinderat möchte 
dies mit der Übernahme durch die Wasserversorgung Glarus Nord erreichen. 
Bei einer allfälligen Übernahme gelten die Tarife von Glarus Nord ab dem 01.01.2013. Das ergibt eine 
Erhöhung der Einnahmen von 50%. Für eine künftige Sanierung reicht dies jedoch nicht, ist aber 
immerhin ein Schritt in die richtige Richtung. Die Gemeinde Glarus Nord ist aber auch Benutzer dieser 
Wasserversorgung und daher bis zu einem gewissen Grad in der Pflicht. Die Wasserversorgung wird 
nur in einwandfreiem Zustand übernommen. Wie dies im Detail geregelt wird, kann dem Antrag unter 
Punkt 3 Erläuterungen entnommen werden. 
 
Für die Beratung dieses Geschäftes ist folgender Ablauf vorgesehen: 

- Eintretensdebatte  
- Detailberatung 
- Schlussabstimmung über die 4 Punkte des gemeinderätlichen Antrages 

 
Das Wort zum Vorgehen wird nicht verlangt. 
 
Eintretensdebatte 
 
Das Wort wird nicht verlangt. Somit wurde Eintreten beschlossen. 
 
Detailberatung des Antrages 
 
1. Ausgangslage 
Keine Wortmeldung. 
 
2. Materielles 
Keine Wortmeldung 
 
3. Erläuterungen 
Keine Wortmeldung 
 
4. Antrag 
Adrian Hager, Niederurnen, SVP 
Beantragt im Namen der SVP-Fraktion, den Anträgen des Gemeinderates zuzustimmen, allerdings 
zähneknirschend.  
Begründung: Befremdend ist die Tatsache, dass eine Korporation Gebühren erheben konnte und 
wenn kein Geld mehr in der Kasse ist, muss die Gemeinde übernehmen. Gemäss Unterlagen haben 
die Mitglieder der Korporation weniger Gebühren bezahlt als die Talbevölkerung. Adrian Hager 
kritisiert, dass Gewinne privatisiert, Verluste hingegen sozialisiert werden. Er hat jedoch dafür 
Verständnis dass kostendeckende Beiträge nicht möglich sind, da vermutlich die Anschlusskosten im 
Schwändital weit höher sind als im Tal. Gleich hohe Gebühren wie im Tal wären jedoch gerechtfertigt.  
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Die Fraktion geht davon aus, dass in nächster Zeit weitere Übernahmen privater Korporationen zu 
erwarten sind. Deshalb wird zur Zeit eine Motion geprüft, welche Tarife, die effektiv tiefer waren als bei 
der Gemeinde sonst üblich, zurückgefordert werden können. Diese Prüfung erfolgt im Sinne des 
Erschliessungsreglementes. 
 
Urs Zimmermann, Niederurnen, FDP 
Die FDP/BDP-Fraktion schliesst sich dem Votum des Vorredners vollumfänglich an. Die Gemeinde 
wird die Wasserversorgung übernehmen müssen. Dies soll jedoch kein Vorbild für zukünftige Fälle 
sein. Falls die SVP eine entsprechende Motion einreicht, wird diese von der FDP/BDP unterstützt. 
 
Bruno Gallati, Gemeinderat 
Nimmt zu den aufgeworfenen Fragen wie folgt Stellung: Bis anhin waren die Gebühren bei der 
Wasserversorgung Schwändital-Platten tief gehalten. Bis jetzt gilt hier immer noch die Hahnentaxe, 
dies im Unterschied zur Mengenmessung im Tal. Es handelt sich also um verschiedene Systeme. Im 
Weiteren weist er darauf hin, dass es sich bei der Erstellung in den Jahren 1978-1980 um einen 
grossen Teil Landwirtschaft handelte. Zwischenzeitlich haben sich aber auch Privatpersonen, teilweise 
ganzjährig, angesiedelt. In der Korporation vertreten waren aber auch die ehemaligen Gemeinden 
Oberurnen und Näfels sowie die ehemalige Bergschulgemeinde. Diese sind nun in die Gemeinde 
Glarus Nord übergegangen. Die Gemeinde selber ist aber auch Eigentümerin von Gebäuden, welche 
von dieser Wasserversorgung abhängig sind. Aktuell gibt es mit der Anlage keine Probleme. Mit den 
nun eingenommen Gebühren in der Höhe von jährlich rund Fr. 7'000.-- kann der aktuelle Betrieb sehr 
gut erhalten werden. Diese Übernahme setzte voraus, dass ein technischer Bericht erstellt wurde, 
welcher aufzeigt, dass nur ein sehr kleiner Sanierungsbedarf vorhanden ist. Die Anlage muss in den 
nächsten Jahren mit Sicherheit keiner Gesamtsanierung unterzogen werden. Bruno Gallati zeigt 
jedoch Verständnis für die Bedenken und nimmt diese auf.  
Bei der neu zu schaffenden Grundlage wird darauf geachtet, dass die Personen im Berggebiet den 
Personen im Tal gleichgestellt werden. Dies hat zur Folge, dass die Gebühren im Berggebiet um rund 
50 % angehoben werden müssen. Bei einer eigenen Finanzierung beispielsweise, hätte dies ein 
Dreifaches der aktuellen Gebühren ergeben, resp. eine Verdoppelung der Gebühren im Tal. Dies wäre 
ebenfalls eine Ungerechtigkeit, welche mit der Übernahme der Wasserversorgung durch die 
Gemeinde ausgeräumt werden kann. 
 
Hans Leuzinger, Gemeinderat 
Bestätigt, dass die 50 % Rückstellungen welche notwendig wären, nicht gemacht wurden. Auf der 
anderen Seite muss man sich bewusst sein, dass die Anlage zumindest bezahlt ist, sie wurde zu 100 
% finanziert durch Bundes- und Kantonssubventionen sowie Beiträge aller beteiligten Grundstück-
eigentümer. Die Anlage ist ca. 30-jährig und es wird noch gut 20-30 Jahre dauern, bis grössere 
Sanierungen anfallen. 
Die gesetzlichen Vorgaben gemäss neuem Raumentwicklungs- und Baugesetz des Kanton Glarus, 
bezüglich Erschliessung lauten: Die Gemeinden sind für bedarfs- und zeitgerechte Erstellung sowie 
Unterhalt und Betrieb der Erschliessungsanlagen des Baugebietes verantwortlich. Die Erschliessungs-
pflicht der Gemeinde umfasst mindestens die Verkehrsanlagen und die Werkleitung für Wasser und 
Energieversorgung sowie die Abwasseranlagen. Sobald eingezontes Gebiet vorhanden ist, hat die 
Gemeinde die Pflicht, entsprechende Infrastruktur bereitzustellen. Es besteht für die Gemeinde 
gewissermassen ein Zwang zur Übernahme der Anlage. Da die Versorgung in peripheren Wohn-
gebieten erwiesenermassen mit Mehrkosten verbunden ist, wird vermehrt darauf geachtet, diese 
Wohngebiete soweit als möglich zu reduzieren oder zurückzuzonen. 
 
Das Wort wird nicht mehr verlangt.  
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Schlussabstimmung 
 
Die Parlamentspräsidentin stellt fest, dass keine Änderungsanträge gestellt wurden. Sie fasst die 4 
Punkte des Antrages zusammen und bringt diese gesamthaft zur Abstimmung. 

1. Der Übernahme der Wasserversorgung Schwändital-Platten durch die Gemeinde Glarus Nord per 
1. Januar 2013 sei zuzustimmen. 

2. Die jährlich wiederkehrenden Ausgaben aus der Spezialfinanzierung Wasserversorgung Glarus 
Nord von Fr. 23‘000 seien zu genehmigen. 

3. Dem Gemeinderat sei die Befugnis zu erteilen, mit der Wasserkorporation Schwändital-Platten 
einen Vertrag abzuschliessen. 

4. Dem Gemeinderat sei die Kompetenz für den Vollzug der Übernahme der Wasserversorgung 
Schwändital-Platten zu erteilen. 

Das Parlament stimmt den Anträgen des Gemeinderates einstimmig zu.  
 
 
 
2. Bericht Finanzaufsichtskommission zum 3. Quartal 
 
An der Parlamentssitzung vom 27. September wurde der Halbjahres-Bericht der Finanzaufsichts-
kommission zur Kenntnis genommen. Zum dritten Quartal liegt kein schriftlicher Bericht vor. Der 
Präsident der Finanzaufsichtskommission Jürg Menzi möchte jedoch einige mündliche Ausführungen 
zum Stand der Dinge machen. 
 
Jürg Menzi, Obstalden, Präsident Finanzaufsichtskommission 
Dankt insbesondere dem Bereichsleiter Finanzen, Jakob Albrecht, für die gut dokumentierten Unter-
lagen. An der Sitzung vom 27. November 2012 hat die FAK diese Unterlagen zum dritten Quartal mit 
Unterstützung von Martin Laupper und Jakob Albrecht geprüft. Die Fragen konnten zufriedenstellend 
beantwortet werden. Etwas Aussergewöhnliches konnte nicht festgestellt werden und es ist absehbar, 
dass das Budget eingehalten werden kann, sofern sich nicht noch massgebliche Änderungen ergeben. 
Bei den Investitionen wurden inzwischen CHF 3,5 Mio. ausgegeben, weitere Investitionen wurden 
bereits in die Wege geleitet, so dass die budgetierten Ausgaben von rund CHF 8 Mio. bis zum 
Jahresende vermutlich erreicht werden. Zum Schluss bedankt sich der Kommissionspräsident auch 
bei den Mitgliedern der FAK für die gute Zusammenarbeit während des ganzen Jahres. 
 
Christoph Zürrer, Mollis, SP 
Inhaltlich gibt es keine Bemerkungen zum Bericht des FAK-Präsidenten. Grundsätzlich kritisiert 
Christoph Zürrer aber die Praxis der mündlichen Berichterstattung, er nahm diese eher als 
Vollzugsmeldung wahr. Für ihn als Parlamentsmitglied ist eine gute Vorbereitung auf die Sitzung 
wichtig, dies ist nicht möglich, wenn über ein Traktandum nur mündlich informiert wird. Eventuell muss 
sich die Finanzaufsichtskommission über die Quartals-Berichterstattung Gedanken machen und sich 
überlegen, ob diese überhaupt sinnvoll ist. Auf alle Fälle soll die heutige mündliche Berichterstattung 
eine einmalige Ausnahme bleiben. 
 
Es folgen keine weiteren Wortmeldungen. Parlamentspräsidentin Katia Weibel erklärt dieses Traktan-
dum somit für abgeschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Protokoll 18. Sitzung Gemeindeparlament Glarus Nord vom 20. Dezember 2012 Seite 7/22 

3. a) Jährlicher Geschäftsbericht des Gemeinderates 
 (Bericht "Wir bewegen konkret.") 
 
 b) Bericht der Geschäftsprüfungskommission 
 (Bericht GPK 05.12.2012) 
 
 c) Anträge der Geschäftsprüfungskommission 
 (gemäss Bericht GPK 05.12.2012) 
 
Zu diesem Geschäft gibt es zwei Dokumente, der Jahresbericht des Gemeinderates wurde bereits 
früher zugestellt, der Bericht der Geschäftsprüfungskommission vom 05.12.2012 ist mit der Einladung 
versandt worden.  
Das Geschäft gliedert sich in drei Teile, die jedoch materiell so eng zusammenhängen, dass sie in 
einer gesamthaften Diskussion behandelt werden. Dass das Traktandum in a), b) und c) unterteilt ist, 
liegt daran, dass das Parlament sowohl den Geschäftsbericht des Gemeinderates als auch den 
Bericht der GPK verabschiedet. Ausserdem stellt die GPK Anträge, über die ebenfalls abgestimmt 
werden muss. 
 
Für die Beratung dieses Geschäftes ist folgender Ablauf vorgesehen: 

- Eintretensdebatte über gesamtes Traktandum 
- Detailberatung Bericht GPK 
- Schlussabstimmung 

 
Das Wort zum Vorgehen wird nicht verlangt. 

 
Eintretensdebatte 
 
Basil Collenberg, Mollis, Präsident GPK 
Einleitend weist Basil Collenberg auf die Missstimmung bezüglich der Pressemitteilung hin. Er erklärt, 
dass der Bericht der Geschäftsprüfungskommission für das Parlament erstellt wurde und nicht für die 
Presse. Was daraus entstanden ist, darauf hatte die GPK keinen Einfluss. Er betont, dass er nicht 
dazu befragt wurde und sein Foto im Pressebericht aus irgendeinem Archiv stammen muss. 
Auf den Geschäftsbericht des Gemeinderates musste lange gewartet werden. Grundsätzlich kann sich 
die GPK mit diesem Bericht nicht einverstanden erklären, da er zuwenig aussagekräftig ist. Einige 
Punkte dazu werden im GPK-Bericht aufgeführt. Falls nötig, wird der Kommissionspräsident weitere 
Punkte vorbringen. Die GPK kennt die Erwartungshaltung des Parlamentes bezüglich Geschäfts-
bericht nicht. Wenn das Parlament den Bericht in dieser Form anerkennt, wird die GPK dies 
akzeptieren. Wenn das Parlament jedoch zum gleichen Schluss kommt wie die GPK, muss der 
Gemeinderat die Form des nächsten Geschäftsberichtes überdenken. Die GPK und das Parlament 
sind gerne bereit, den Gemeinderat bei dieser Aufgabe zu unterstützen. Der Amtsbericht des Kantons 
beispielsweise ist sehr umfangreich, die GPK sieht jedoch einen schlankeren Bericht mit persönlichen 
Informationen. Dabei ist auf die Ansprechperson zu achten, dies ist in erster Linie das Parlament, es 
ist kaum möglich, einen Bericht zu erstellen, welcher Parlament und Neuzuzüger gerecht wird. Im 
vorliegenden Bericht ist sehr wenig Information über das Parlament vorhanden.  
Heute liegen zwei Berichte vor: einerseits der Geschäftsbericht des Gemeinderates, andererseits der 
Bericht der GPK, welcher anhand der Aufzeichnungen 2011 des Gemeinderates und zusätzlich mit 
weiteren Ausführungen erstellt wurde. Die GPK stellt fest, dass der Gemeinderat über ein sehr 
grosses Wissen verfügt. Basil Collenberg fordert die Parlamentsmitglieder auf, bei Bedarf 
nachzufragen und von diesem Wissen zu profitieren. 
Der Kommissionspräsident beantragt, den Geschäftsbericht des Gemeinderates und den Bericht der 
GPK zu genehmigen. Weiter bittet er um Zustimmung zu den Anträgen gemäss GPK-Bericht: Abklären 
der Zuständigkeiten betreffend öffentlich-rechtlichen Anstalten und Vorlegen des Geschäftsberichtes 
des Gemeinderates bis Ende Mai. 
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Zum Schluss bedankt sich Kommissionspräsident Basil Collenberg bei allen beteiligten Personen: 
Protokollführerin Doris Fischli für die Erstellung der Aktennotizen bei den Befragungen der Gemeinde-
räte, Gemeindeschreiberin Andrea Antonietti für die pünktliche Zustellung der diversen Protokolle, den 
Gemeinderäten für die Gespräche und die gut dokumentierten Unterlagen. Einen speziellen Dank 
richtet er an den ehemaligen Parlamentspräsidenten Adrian Hager für seinen Einsatz betreffend 
Zuständigkeiten im Bereich Bildung. Weiter bittet er Gemeindepräsidenten Martin Laupper, seinen 
Dank allen Mitarbeitenden der Verwaltung weiterzuleiten. Zum Schluss bedankt er sich ganz herzlich 
bei den Mitgliedern der GPK für die zuverlässige, speditive und offene Zusammenarbeit. 
Er wünscht anschliessend allen eine harte aber faire Diskussion. 
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel bedankt sich im Namen des Parlamentes bei der Geschäfts-
prüfungskommission. Wie allgemein festgestellt werden konnte, ist diese Kommission, gemessen an 
den Aufgaben die sie zu bewältigen hat, eher klein. Umso mehr verdient sie Anerkennung für die 
geleistete Arbeit. 
 
Hanspeter Hertach, Niederurnen, SVP 
Im Namen der SVP hält Hanspeter Hertach fest, dass dieser Geschäftsbericht hervorragende 
Werbung für die Gemeinde Glarus Nord darstellt. Es ist ersichtlich, dass viel Arbeit in diesen Bericht 
investiert wurde. Als Arbeitsgrundlage für das Parlament fehlen jedoch einige grundlegende Sachen. 
Die anfangs für die einzelnen Bereiche definierten Ziele sind im Bericht nicht enthalten. Selbst wenn 
diese Ziele alle bereits erreicht wären, ist nichts davon im Bericht erwähnt. Genau dies wäre jedoch 
ein geeignetes Mittel für die Zukunft und könnte als Grundlage für den nächsten Bericht dienen. 
Glücklicherweise konnte die GPK für die Erstellung ihres Berichtes auf weitere Informationen aus den 
während dem Jahr durchgeführten Befragungen zurückgreifen. Er hofft aber, dass die Broschüre 
dennoch ihren Zweck erfüllt und viele Neuzuzüger positiv anspricht. 
 
Patrik Noser, Oberurnen, CVP 
Die Fraktion CVP/Grüne beantragt Eintreten. Bei der Behandlung des Geschäftsberichtes wurde 
dieser als informative Werbebroschüre eingestuft. Die Aufmachung ist äusserst professionell und es ist 
ersichtlich, dass viel Arbeit darin investiert wurde, alle Informationen zusammenzutragen und in eine 
einheitliche Form zu bringen. Von einem Geschäftsbericht wird jedoch weniger Glanz dafür mehr 
Inhalt erwartet. Als grobe Vorlage kann durchaus der Amtsbericht des Kantons beigezogen werden, 
wenn auch nicht in einem Umfang von rund 300 Seiten. Die Fraktion unterstützt im Weiteren alle 
Anträge der GPK. Aus deren informativen und umfassenden Bericht geht hervor, wie der Geschäfts-
bericht in Zukunft eventuell aussehen könnte. 
 
Peter Kistler, Niederurnen, SP 
Beantragt im Namen der Fraktion SP/Grüne eintreten auf dieses Geschäft. Er schliesst sich der 
Stellungnahme der GPK vollumfänglich an. Der vorliegende Geschäftsbericht stellt noch nicht das 
"Gelbe vom Ei" dar. Er wurde zu spät zugestellt, inhaltlich erfüllt er nur teilweise die Erwartungen und 
er ist nicht auf die richtigen Adressaten zugeschnitten. Der Bericht kommt zwar optisch gefällig daher, 
aber als Bericht der Exekutive erwartet das Parlament mehr. Der nächste Bericht soll nicht als 
Marketing-Instrument inklusive Ansichtskarten für mögliche Zuzüger dienen, sondern als Instrument 
transparenter und offener Kommunikation an die Auftraggeber, sprich die anwesenden 
Einwohner/innen von Glarus Nord. Diese haben die Exekutive gewählt und sie vertrauen darauf, dass 
die Exekutive Ziele setzt und diese verfolgt und überwacht. Genau in diesem Punkt ist der 
Geschäftsbericht nicht vollständig. Die Leistungen des Gemeinderates und der Verwaltung sind zwar 
ersichtlich und der Titel "Wir bewegen konkret." ist gut gewählt. Sinnbildlich gesprochen fehlt bei der 
Beschreibung der zurückgelegten Wege jedoch der Überbau. Wohin führt der weitere Weg? Und sind 
wir überhaupt dort angekommen wo wir hinwollten? Wo sind Baustellen vorhanden? Neben der 
Aufzählung der geleisteten Arbeit fehlen im Bericht folgende Punkte: 1. Ziele, 2. Strategie/ 
Vorgehensweise zur Erreichung der Ziele, 3. Vergleich geplante Ziele - erreichte Ziele, 4. Auflistung 
der nicht erreichten Ziele und die Gründe dafür, 5. Vorgehen um die nicht erreichten Ziele zu 
erreichen.  
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Wenn die Exekutive in ihrem Bericht auch diese Informationen liefert, erst dann sind die Einwohner/ 
Innen in der Lage zu beurteilen, ob die Exekutive und die Verwaltung ihre Aufgaben richtig und gut 
erfüllt haben. 
Es ist bekannt, dass dieser erste Bericht ohne Erfahrung erstellt werden musste. Es hätte jedoch 
genügend Beispiele anderer Gemeinden gegeben, welche notabene jeweils alle Ende des ersten 
Quartals vorgelegt werden. Der Gemeinderat wird aufgefordert, im nächsten Jahr einen vollständigen 
Bericht zu erstellen.  
 
Urs Zimmermann, Niederurnen, FDP 
Auch die FDP/BDP Fraktion spricht sich für Eintreten aus.  
Im Namen der Fraktion beantragt Urs Zimmermann, den vorliegenden Geschäftsbericht unter der 
Bedingung zu genehmigen, dass heute verbindliche Rahmenbedingungen für den nächsten Bericht 
festgelegt werden. 
Antrag zur inhaltlichen und strukturellen Gliederung des Geschäftsberichtes, Berichterstattung zu den 
veröffentlichten Zielsetzungen des Gemeinderates: 
 

1. Strategische Leitsätze der Gemeinde Glarus Nord ab 1. Januar 2011 
2. Legislaturplanung 2010-2014 
3. Finanzplan 
4. Jahresbudget 
 

Zu diesen vier Bereichen wird aus Sicht der Gemeinde und aus Sicht der Ressorts Auskunft verlangt.  
Auf Stufe Gemeinde sollen Aussagen in Bezug auf wesentliche oder in der Phase der Bericht-
erstattung herausragende Bedeutung erlangende als Meilensteine oder Zielsetzungen definierte Werte 
oder Ziele gemacht werden. Dabei sollen besondere Schwierigkeiten oder äussere Einflüsse sowie 
besonders einfache und ausserordentlich gute Lösungen und Leistungen hervorgehoben werden. 
Abschliessend soll ein genereller Ausblick die nächsten wesentlichen Schritte beschreiben, inklusive 
der Einschätzung von möglichen Chancen und Gefahren. 
Auf Stufe Ressort sollen analog zu den generellen Zielen pro Ressort stufengerecht mögliche 
Besonderheiten während der Berichtsperiode sowie die wesentlichen Abweichungen zum Plan oder zu 
den Zielen begründet werden. Wo angebracht, soll auch über Erfahrungen und daraus abgeleitete 
Verhaltens- oder Verfahrensanpassungen berichtet werden. Abschliessend sind mit einem stufen-
gerechten Ausblick die nächsten wesentlichen Schritte zu beschreiben inklusive der Einschätzung von 
möglichen Chancen und Gefahren. 
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
Der Gemeinderat hat den Bericht zur Kenntnis genommen. Martin Laupper bedankt sich beim 
Kommissionspräsidenten für die wohlwollenden Worte bei seiner einleitenden Rede. Die Schlagzeilen 
in der Zeitung waren erschreckend, die Leistungen der Gemeinde im ersten Jahr konnten dadurch in 
der Öffentlichkeit gar nicht zur Kenntnis genommen werden.  
Der Gemeinderat nimmt alle Anregungen dankbar entgegen und wird diese in seine Arbeit einfliessen 
lassen. Zusammen mit der GPK werden Überlegungen angestellt, wie zukünftig der parlamentarische 
Geschäftsbericht aussehen soll. Es gibt zwei Formen von Berichten, einerseits den Amtsbericht, 
andererseits den Geschäftsbericht. Formell und inhaltlich bestehen zwischen diesen beiden Formen 
grosse Spielräume. Der Gemeinderat hat sich für den Geschäftsbericht entschieden, da dieser auch in 
der Gemeindeordnung und in der Parlamentsordnung verlangt wird. Der Bericht wurde mit viel 
Engagement erstellt, er sollte informativ und gut lesbar sein und alle Bürger/innen der Gemeinde 
ansprechen. Er muss nun aber zur Kenntnis nehmen, dass dieser Bericht nicht den berechtigten 
Bedürfnissen des Parlaments entspricht.  
Betreffend Zeitpunkt bestätigt der Gemeindepräsident, dass alles daran gesetzt wird, damit der 
Geschäftsbericht zukünftig vor den Sommerferien vorliegt. Er anerkennt die berechtigte Interessens-
lage des Parlaments und verspricht für das nächste Jahr einen besseren Geschäftsbericht in dessen 
Sinne.  
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Parlamentspräsidentin Katia Weibel stellt Eintreten auf das Geschäft fest. 
 
Detailberatung des Berichtes der GPK  
 
Ausgangslage 
Keine Wortmeldung 
 
Eintretensdebatte 
Keine Wortmeldung 
 
Detailberatung nach Ressort: 
Präsidiales 
 
Fridolin Dürst, Obstalden, FDP 
Im Bericht ist zu lesen, dass im Bereich Wirtschaftsförderung die Gemeinde Aufgaben übernommen 
hat, welche früher beim Kanton lagen. Seines Wissens ist die Wirtschaftsförderung hauptsächlich 
Aufgabe des Kantons. Wenn nun Aufgaben an die Gemeinden abgegeben wurden, müsste eigentlich 
auch ein finanzieller Ausgleich zugunsten der Gemeinden erfolgen. 
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
Kanton und Gemeinde haben eine gemeinsame Standortentwicklungsstrategie, jeder hat seine 
Aufgaben. In diesem Zusammenhang hat die Gemeinde eine bestimmte Funktion, nebst Mitarbeit in 
der Strategiegruppe des Kantons und der drei Gemeinden. Dazu gehören z.B. Besuche bei 
Unternehmungen, Dialoge mit dem Gewerbe und anderen Interessensgruppen. Diese werden 
intensiviert und besser koordiniert. Es hat keinen Sinn wenn Kanton und Gemeinde unabhängig 
voneinander an diese Aufgabe herangehen. Ob dies Auswirkungen auf die Finanzaufteilung haben 
wird, ist noch nicht absehbar. Im 2013 werden sämtliche Schnittstellen mit dem Kanton in einem 
Projekt geprüft und optimiert, um möglichst alle Synergien auszuschöpfen. 
 
Thomas Huber, Niederurnen, CVP 
Anregungen zum Geschäftsbericht: zum einen sollen Veränderungen im Personalbestand während 
des Jahres wie Abgänge, Neuanstellungen usw. aufgezeigt werden. Zum anderen soll der Bericht 
hinsichtlich der Mitarbeitenden persönlicher gestaltet werden. Vielleicht könnten auf Fotos auch einmal 
Angestellte abgebildet sein. Als Wertschätzung gegenüber den Mitarbeitenden könnten auch Dienst-
jubiläen, Pensionierungen, Weiterbildungserfolge usw. aufgezeigt werden. Schlussendlich ist die 
Gemeinde nicht nur der Name Glarus Nord, sondern sie lebt von den Menschen, die dafür arbeiten.  
Eine weitere Frage betrifft die Aussage im Bericht der GPK betreffend der Dauer der Gemeinde-
versammlungen. Die GPK empfiehlt, die Mitteilungen jeweils schriftlich zu veröffentlichen, um die 
Dauer der Gemeindeversammlungen zu verkürzen. Es wäre auch denkbar, die Mitteilungen an einer 
separaten Veranstaltung vorgängig der GV bekanntzugeben. Wie ist die Haltung des Gemeinderates 
zu diesen Vorschlägen?  
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
Der Gemeinderat hat diesen Wunsch wahrgenommen. Andererseits gab es auch viele positive 
Stimmen zu den mündlichen Mitteilungen an der Gemeindeversammlung. Es ist selbstverständlich 
auch im Interesse des Gemeinderates, eine gute und speditive Gemeindeversammlung durch-
zuführen. Eine Diskussion über die weitere Handhabung hat im Gemeinderat noch nicht stattgefunden, 
tendenziell befürwortet Martin Laupper aber eine kürzere Variante. 
 
Gret Menzi, Mühlehorn, BDP 
Befürwortet die Bekanntmachung der Mitteilungen in schriftlicher Form auch noch aus einem anderen 
Grund. Wenn diese bereits im Bulletin veröffentlicht werden, kann die gesamte Bevölkerung der 
Gemeinde Glarus Nord davon Kenntnis nehmen, heute erreichen sie nur die Anwesenden an der 
Gemeindeversammlung. 
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Ruedi Menzi, Gemeinderat 
Konnte feststellen, dass die Anwesenden an der Gemeindeversammlung die mündlichen Infor-
mationen durch die Ressortleiter als sehr gut empfinden. Dabei werden die einzelnen Gemeinderäte, 
welche üblicherweise während der Versammlung eher eine Statistenrolle innehaben, deutlicher 
wahrgenommen, dies bezeugen die vielen positiven Reaktionen. Selbstverständlich können die 
Mitteilungen auch kürzer gefasst werden, aber grundsätzlich wird diese Art der Information von den 
Anwesenden begrüsst.  
 
Bildung 
Manuela Einsle, Mollis, Grüne 
Empfindet die Berichterstattung über den Bereich Bildung sehr oberflächlich und ungenau. Es ist ihr 
aber bewusst, dass es für die GPK sehr schwierig war, aufgrund des Geschäftsberichtes des 
Gemeinderates einen Bericht zu erstellen. Bei der Aussage "Die Schulkommission wurde im 
strategischen Bereich über das ganze Jahr gefordert und es hat sich herausgestellt, dass die 
Aufgaben und Kompetenzen nicht in allen Bereichen deckungsgleich sind" stellt sich die Frage worauf 
sich deckungsgleich bezieht. Oder "Die Stellung der Schulkommission muss überdacht werden, damit 
eine optimale Zusammenarbeit möglich ist und auch bleibt", Zusammenarbeit mit wem? Diese 
Anliegen scheinen ihr wichtiger, als die Aussagen über Kopiergeräte. Die Berechtigung der 
Schulkommission hängt sehr stark von den strategischen und operativen Zielen ab. 
 
Marianne Blumer, Niederurnen, SP 
Aus politischer Sicht wäre es wünschenswert, wenn die Statistik der aktuellen Schülerzahlen erweitert 
würde. Die Jahrgänge der Schüler sollten ersichtlich sein und optimalerweise sollten auch die 
Kinderzahlen 2 Jahrgänge vor Eintritt in den Kindergarten aufgezeigt werden. Ideal wäre eine 
Aufgliederung auf einzelne Schulstandorte, dies ergäbe eine gute Übersicht über die Entwicklung der 
Schülerzahlen, wo es mehr Schulraum braucht, wo Verlagerungen zu erwarten sind. Bei der Statistik 
über die Tagesbetreuung wird davon ausgegangen, dass geplant ist, nicht nur die angebotenen Plätze 
aufzuzeigen, sondern auch die effektive Nachfrage abzubilden. Im Weiteren sollen die Statistiken 
einheitlich gestaltet sein, z.B. im Bereich Therapieangebot einmal mit absoluten Zahlen, einmal mit 
Prozentangaben. Eine Vereinheitlichung würde eine Vergleichbarkeit schaffen. 
 
Lorenzo Conte, Näfels, GLP 
Was ist mit der Aussage "Stellung der Schulkommission muss überdacht werden" gemeint? Im 
Bildungsgesetz sind die Aufgaben der Schulkommission geregelt. Überdacht werden muss wohl eher 
das Verhältnis Gemeinderat - Schulkommission. 
 
Hanspeter Hertach, Niederurnen, SVP 
Präzisiert die Aussage im GPK-Bericht, die Arbeit der Schulkommission ist definiert und muss nicht 
inhaltlich überdacht werden, sondern es geht um die Zusammenarbeit mit dem Gemeinderat. Hier 
müssen die Grenzen der strategischen Ebene genau definiert werden.  
 
Roger Schneider, Gemeinderat 
Bestätigt, dass es einen gewissen Graubereich gibt. In der Gemeindeordnung gibt es Überschnei-
dungen bezüglich Aufgabenkompetenzen und Verantwortung zwischen Gemeinderat und Schul-
kommission. Diese müssen bereinigt und eine klare Grenze gesetzt werden. Inhaltlich gibt es jedoch 
keine Probleme. 
Die Anregungen von Manuela Einsle und Marianne Blumer nimmt er gerne entgegen. Was die Tages-
betreuung betrifft gibt er zu bedenken, dass bedürfnisgerechte Angebote zur Verfügen gestellt werden 
müssen, deshalb gibt es keine Warteliste.  
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Bau und Umwelt 
Daniel Landolt, Näfels, CVP 
Betreffend Sammelstellen wünscht Daniel Landolt genauere Angaben: Wie funktionieren die geplanten 
unterirdischen Sammelstellen für Glas und Büchsen und wo sind die Standorte dafür?  
Er befürchtet, dass mit zusätzlichen Lärmemissionen und vermehrtem Verkehr zwischen den Gross-
Sammelstellen und Glas- und Büchsencontainern zu rechnen ist.  
 
Franz Landolt, Näfels, GLP 
Wie von seinen Parlamentskollegen bereits erwähnt, vermisst auch er im Bericht Daten und Facts. 
Gemeinde und Kanton rühmen sich, dank ihren Strukturen flexibel, bürgernah und schnell zu sein. In 
diesem Zusammenhang möchte er wissen, welche durchschnittliche Durchlaufzeit die gut 310 
Baugesuche im ordentlichen Verfahren aufweisen. Werden die 3 Monate eingehalten? Nach seinem 
Gefühl zu urteilen gab es im 2011 einige Startschwierigkeiten und die Verfahren dauerten etwas 
länger. Im 2012 scheint es sehr viel speditiver zu gehen. Auch Architekten sind zufrieden und be-
trachten die Bauverwaltung als Dienstleistungsbetrieb. Diese positive Entwicklung sollte im Bericht mit 
den entsprechenden Daten, wie beispielsweise die durchschnittliche Durchlaufzeit, unterlegt werden.  
 
Lorenzo Conte, Näfels, GLP 
Beim Abschnitt Personal ist zu lesen, dass die Stelle des Bauingenieurs bis jetzt vakant ist. Als 
Gründe dafür wird ein ausgetrockneter Markt und ein zu tiefes Lohnniveau für Bewerber aus dem 
Raum Zürich genannt. Diese Dienstleistung muss nun für teures Geld eingekauft werden. Was wird 
der Gemeinderat unternehmen um diese Stelle wieder zu besetzen? 
 
Hans Leuzinger, Gemeinderat 
Stellungnahme zum Votum von Lorenzo Conte: 
Nachdem der Bauingenieur seine Stelle gekündigt hat, wurde sofort ein Stelleninserat aufgeschaltet, 
leider bis heute ohne Erfolg. Lohnmässig kann die Gemeinde nicht das gleiche Niveau bieten wie die 
Privatindustrie. Die Suche läuft aber via Inserate weiterhin. Eine komplette Auslagerung ist aufgrund 
fehlender Kapazitäten nicht möglich, wobei auch die Stundenansätze für externe Ingenieure sehr teuer 
sind. Dem Gemeinderat ist es ein grosses Anliegen, diese Stelle so bald als möglich wieder zu 
besetzen.  
 

Stellungnahme zum Votum von Franz Landolt: 
Die Durchlaufzeit ist 3 Monate, dies muss eingehalten werden. Im 2011 hörte man oft, dass die 
Gemeinde Glarus Nord in Sachen Baugesuche langsamer und teurer sei als Glarus Mitte und Süd. 
Dabei müssen die einzelnen Baugesuche genau betrachtet werden, in den meisten Fällen liegt der 
Grund für eine längere Durchlaufzeit bei den fehlenden Unterlagen, welche beim Bauherrn 
nachträglich eingefordert werden müssen. In der Zwischenzeit ist eine positive Entwicklung sichtbar. 
Bei einem Schlössli-Dialog mit renommierten Architekten wurde die Gemeinde Glarus Nord als 
professionell und qualitativ sehr gut beurteilt und schneidet auch beim Vergleich mit den Gemeinden 
Glarus Mitte und Süd gut ab. In 95 % aller Fälle kann die Durchlaufzeit von 3 Monaten eingehalten 
werden.  
 

Stellungnahme zum Votum von Daniel Landolt: 
Bei den Sammelstellen wird auf dem Kerenzen nichts geändert. Im Talgebiet werden unterirdische 
Sammelstellen für Flaschen und Büchsen eingerichtet, diese verursachen praktisch keinen Lärm, wie 
das Beispiel in anderen Gemeinden gezeigt hat. Geplant sind in Näfels, Niederurnen und Mollis je 2 
und in Oberurnen und Bilten je 1 von diesen Quartiersammelstellen. Die Standorte sind in Näfels und 
Oberurnen bereits bekannt, in Bilten vermutlich in der Nähe der heutigen Sammelstelle, in Mollis und 
Niederurnen werden noch geeignete Standorte gesucht. Grosssammelstellen für Bauschutt, Karton, 
Grüngut etc. wird es aus Kostengründen und aus personeller Sicht nur noch 2 geben, 5 bediente 
Sammelstellen sind zu personalintensiv und teuer. Dafür kann die Bevölkerung von kürzeren Wegen 
bei der Entsorgung von Flaschen und Büchsen profitieren, diese sind ausserdem unbewacht und 
immer zugänglich. In 2-3 Jahren werden die neuen Sammelstellen bereitstehen. Der Gemeinderat ist 
überzeugt, dass dies die ideale Zukunftslösung für die Gemeinde Glarus Nord darstellt. 
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Berichtigung zum Bericht der GPK: 
Die Aussage im Bericht "Von den alten Gemeinden waren noch viele hängige Gesuche (mehr als 500) 
zu behandeln." stimmt nicht. Richtig muss es heissen: "Von den alten Gemeinden waren noch viele 
laufende Gesuche (mehr als 500) abzuarbeiten." Diese Anzahl setzt sich wie folgt zusammen: ca. 10 
neue Gesuche, ca. 120 Gesuche innerhalb der 3 Monatsfrist, ca. 300-400 bereits bewilligte Gesuche 
oder aufgrund von Einsprachen noch nicht bewilligte Gesuche.  
An diesem Bestand von ca. 500 laufenden Gesuchen wird sich auch in Zukunft nichts ändern, da 
Baugesuche so lange als pendent gelten bis der Bau abgeschlossen und die Bauabnahme erfolgt ist. 
Dabei ist zu beachten, dass auch die oft länger dauernden Umgebungsarbeiten in dieser Abnahme 
enthalten sind.  
 
Wald und Landwirtschaft 
Keine Wortmeldung 
 
Liegenschaften 
Alfred Hefti, Mollis, SVP 
Er stellte eine grosse Differenz bei den Gebäuden fest. Auf Seite 40 des Geschäftsberichtes sind 250 
Gebäude aufgeführt, im Bericht der GPK ist von 400 Gebäuden die Rede. Wie ist diese grosse 
Differenz zu erklären? 
 
Bruno Gallati, Gemeinderat 
Die Anzahl von 400 Liegenschaften ist zwar korrekt, das Ressort Liegenschaften betreut davon jedoch 
nur 250 Gebäude. Die restlichen 150 Liegenschaften fallen in die Bereiche der Technischen Betriebe 
und Alters- und Pflegeheime Glarus Nord und werden von diesen Anstalten selber betreut.  
 
Christoph Zürrer, Mollis, SP 
verweist in diesem Zusammenhang auch auf Seite 14 des Geschäftsberichtes. 
 
Gesundheit Jugend und Kultur 
Keine Wortmeldung 
 
Sicherheit 
Keine Wortmeldung 
 
Technische Betriebe TBGN 
Keine Wortmeldung 
 
Alters- und Pflegeheime APGN 
Keine Wortmeldung 
 
Anträge Punkt 1. - 4. 
Keine Wortmeldung 
 
Beschluss Punkt 4. 
Zur Bereinigung wird der Antrag von Urs Zimmermann dem Antrag der GPK gegenübergestellt. 
Der Antrag von Urs Zimmermann lautet, die Genehmigung des Geschäftsberichtes des Gemeinde-
rates an die Bedingung zu knüpfen, dass der Geschäftsbericht im nächsten Jahr eine inhaltliche und 
strukturelle Gliederung erfährt, je aus Sicht der Gemeinde und aus Sicht der Ressorts nach folgenden 
vier Gesichtspunkten: Strategische Leitsätze, Legislaturplanung, Finanzplan und Jahresbudget.  
 
Das Parlament stimmt dem Antrag von Urs Zimmermann mit 2 Enthaltungen zu. 
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Schlussabstimmung 
 

Das Parlament beschliesst einstimmig: 

1. Den Gemeinderat zu beauftragen, die Kompetenzen und die Zuständigkeiten der GPK betreffend 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten TBGN und APGN schnellstmöglich abzuklären. 

2. Den Gemeinderat zu beauftragen, den Geschäftsbericht des Vorjahres dem Parlament spätes-
tens bis Ende Mai des nachfolgenden Jahres vorzulegen. 

3. Den Geschäftsbericht des Gemeinderates „Wir bewegen konkret.“ mit der Bedingung gemäss 
Antrag von Urs Zimmermann und den vorliegenden Bericht der GPK zu genehmigen. 

 
 
 
4. Genehmigung der überarbeiteten Artikel in den Entschädigungsreglementen für den 
 Verwaltungsrat der APGN und TBGN 

(Antrag Gemeinderat 03.12.2012; Entschädigungsreglemente für den Verwaltungsrat der TBGN und 
APGN) 
 
An der Parlamentssitzung vom 31. März 2011 wurden die beiden Entschädigungsreglemente in Kraft 
gesetzt. Es wurde darin festgelegt, dass die Mitglieder des Gemeinderats, die ein Verwaltungs-
ratsmandat einer der beiden öffentlich-rechtlichen Anstalten ausüben, weder eine Entschädigung noch 
ein Sitzungsgeld bekommen, dies mit der Überlegung, dass diese Mandate Teil der Aufgabe als 
Gemeinderat seien. 
Besoldungsverordnung und Entschädigungsreglement verwenden nun jedoch inkohärente Begrifflich-
keiten. Dies und die Tatsache, dass die betreffenden Gemeinderäte nun weder von den öffentlich-
rechtlichen Anstalten noch von der Gemeinde entschädigt werden, machte eine erneute Überarbeitung 
notwendig. Im Zuge der Überarbeitung wurden diese Reglemente nun an die Terminologie der 
Besoldungsverordnung angepasst – diese stellt übergeordnetes Recht dar. Ausserdem versuchte man 
den gordischen Knoten der Frage, wer für die Entschädigung zuständig ist, so zu lösen, dass die 
Gemeinderäte via eine Pensenanpassung für ihre Arbeit in den Verwaltungsräten entschädigt werden, 
die öffentlich-rechtlichen Anstalten der Gemeinde den entsprechenden Aufwand jedoch direkt 
vergüten. Dadurch ist zwar die Aufgabe im Verwaltungsrat klar als Gemeindrats-Job deklariert, und die 
Gemeindräte erhalten keine direkten Zahlungen von den öffentlich-rechtlichen Anstalten, es findet 
aber dennoch keine Quersubventionierung der öffentlich-rechtlichen Anstalten über die Gemeinde 
statt. 
 
Für die Beratung dieses Geschäftes ist folgender Ablauf vorgesehen: 

- Eintretensdebatte  
- Detailberatung Antrag Gemeinderat 
- Schlussabstimmung 

Die zwei Reglemente werden nicht im Detail behandelt, die synoptische Darstellung unter Punkt 2 im 
Antrag des Gemeinderats sollte als Entscheidungsgrundlage genügen.  
 
Das Wort zum Vorgehen wird nicht verlangt. 
 
Eintretensdebatte 
 
Adrian Hager, Niederurnen, SVP 
Im Namen der SVP Fraktion beantragt Adrian Hager Eintreten und gleichzeitige Rückweisung des 
Geschäftes. 
Begründung: Mit der vorgeschlagenen Lösung besteht nach wie vor ein Zusammenhang zwischen der 
Besoldung der einzelnen Gemeinderatsmitglieder einerseits und der Anstellung in den jeweiligen 
Anstalten andererseits. Beim Vergleich der Pensenerhöhungen mit der effektiven Entschädigung der 
Verwaltungsräte wird festgestellt, dass sehr wohl eine Quersubventionierung der Gemeinde zugunsten 
der Anstalten stattfindet.  
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Die Gemeinde sollte jedoch keine Verwaltungsratstätigkeiten finanzieren, dies ist Sache der 
entsprechenden Anstalten. Mit der Rückweisung des Geschäftes soll gleichzeitig die Besoldungs-
verordnung dahingehend angepasst werden, dass für alle Gemeinderäte im Nebenamt ein Fixum und 
ein Sitzungsgeld möglich ist. So kann jede Anstalt ihre Verwaltungsräte für das effektiv geleistete 
Pensum bezahlen. Von dieser Regelung ausgenommen sind Gemeinderäte im Vollamt, diese haben 
eine 100%-Anstellung bei der Gemeinde, damit sind alle Entschädigungen abgegolten.  
Damit wird eine klare Trennung der Aufgaben in der Gemeinde und in den Anstalten erreicht und es 
gibt keinerlei Quersubventionierung. 
 
Christoph Zürrer, Mollis, SP 
Gewisse Unklarheiten im Bericht sind vorhanden. Die Idee der Vorlage besteht darin, dass 
Gemeinderäte mit einem Verwaltungsratsmandat daran erinnert werden, dass sie dieses Amt als 
Gemeinderat wahrnehmen und daher nur die Interessen der Gemeinde als deren Delegierter 
einbringen. Deshalb soll die Entschädigung nicht über die Anstalten, sondern über die Gemeinde 
erfolgen. Diese Absicht wird von Christoph Zürrer unterstützt. Die vorgeschlagene Lösung mit einer 
Anpassung der Pensen der betroffenen Gemeinderäte für den zusätzlichen Aufwand wird als richtig 
erachtet. Der Rückweisungsantrag von Adrian Hager wird nicht unterstützt. 
 
Lorenzo Conte, Näfels, GLP 
Kündigt einen Änderungsantrag in Art. 5 an. 
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel weist darauf hin, dass dieser Antrag erst in der Detailberatung 
behandelt wird. Sie stellt fest, dass Eintreten nicht bestritten ist, aber ein Rückweisungsantrag der 
SVP-Fraktion vorliegt. Sie schlägt vor, über den Rückweisungsantrag zu beschliessen, bevor mit der 
Detailberatung begonnen wird. 
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
Um die Entschädigung der Gemeinderäte mit Verwaltungsratmandat zu regeln, gibt es zwei Modelle. 
Einerseits der Vorschlag des Gemeinderates und andererseits der Vorschlag von Adrian Hager. Die 
richtige Lösung zu finden war nicht einfach. Er geht mit der Ansicht von Christoph Zürrer einig, der 
Gemeinderat ist im Verwaltungsrat der öffentlich-rechtlichen Anstalt als Vertreter der Gemeinde und 
muss die Interessen der Gemeinde vertreten. Er hat dieses Verwaltungsratmandat nur in seiner 
Funktion als Gemeinderat erhalten und soll deshalb auch keine Anstellung durch die Anstalt selber 
erhalten. Die Funktion als Gemeinderat im Verwaltungsrat erhält damit eine Stärkung. Zum Thema 
Quersubventionierung wird er beim nächsten Traktandum weitere Erklärungen abgeben.  
 
Adrian Hager, Niederurnen, SVP 
Sieht einen bedeutenden Nachteil beim Lösungsvorschlag des Gemeinderates. Bei Änderungen muss 
jedes Mal erneut über das Pensum des Gemeinderates diskutiert werden. Dem gegenüber zeigt seine 
Variante mit dem Sitzungsgeld klare Vorteile. Jedes Jahr über den Beschäftigungsgrad des 
Gemeinderates zu diskutieren erachtet er nicht als sinnvoll.  
Ob die Bindung wirklich besser ist, wenn die Entschädigung durch die Gemeinde erfolgt, ist fraglich. 
Für den Gemeinderat mit Verwaltungsratsmandat sollte es selbstverständlich sein, die Interessen der 
Gemeinde zu vertreten.  
 
Beschluss 
 
Das Parlament folgt dem Antrag der SVP Fraktion und beschliesst mit 14 : 13 Stimmen Rückweisung 
des Geschäfts. 
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5. Änderung der Pensen für einzelne Gemeinderatsmitglieder teilweise rückwirkend per 01. 
 01.2012 

(Antrag Gemeinderat 06.12.2012) 

Trotz Rückweisung der Anpassungen in den Entschädigungsreglementen APGN und TBGN kann über 
dieses Geschäft betreffend Pensen der Gemeinderäte beraten und beschlossen werden.  
Für diejenigen Gemeinderäte welche ein Verwaltungsratsmandat ausüben, wurde der Arbeitsaufwand 
ermittelt. Es handelt sich um einen Zeitaufwand von 3 Stellenprozente für Gemeinderat Marco Kistler 
und um 7 Stellenprozente für Gemeinderat Ruedi Schwitter. Der Antrag des Gemeinderates lautet, 
diese beiden Pensen rückwirkend per 01.01.2012 anzupassen. Das Pensum von Gemeinderat Hans 
Leuzinger, welcher ebenfalls ein Verwaltungsratsmandat bekleidet, bleibt unverändert auf 40%, 
gemäss Gemeindeordnung handelt es sich dabei um das Maximum. 
Gleichzeitig beantragt der Gemeinderat auch eine Anpassung des Pensums von Gemeinderat Roger 
Schneider um 10% auf neu 40%. Dies aufgrund einer absehbaren Arbeitszunahme im Jahr 2013. 
Diese Anpassung ist erst ab 01.01.2013 geplant. 
 
Für die Beratung dieses Geschäftes ist folgender Ablauf vorgesehen: 

- Eintretensdebatte  
- Detailberatung Antrag Gemeinderat 
- Schlussabstimmung 

 
Das Wort zum Vorgehen wird nicht verlangt. 
 
Eintretensdebatte 
 
Christoph Zwicky, Obstalden, SP 
Im Namen der Fraktion SP/Grüne beantragt Christoph Zwicky Eintreten. Gleichzeitig beantragt er 
Teilrückweisung über alle Punkte welche die Zukunft betreffen. Das heisst, die Gemeinderäte sollen 
für die geleistete Arbeit im 2012 entschädigt werden. Punkt 1. und 2. des Antrages sind für das Jahr 
2012 zu genehmigen, die restlichen Punkte sind zurückzuweisen.  
Begründung: Für eine Pensenfestlegung im 2013 und für die Zukunft reicht die vorliegende 
Zusammenstellung nicht aus. Beispielsweise fehlen im Ressort Präsidiales die Angaben über den 
Aufwand des Verwaltungsratspräsidenten TBGN. Im Weiteren üben einzelne Mitglieder des 
Gemeinderates auch andere Verwaltungsratsmandate aus, z.B. in der linth-arena sgu, diese sind nicht 
aufgeführt. Es ist nicht ersichtlich wie dies bisher gehandhabt wurde oder wie das Vorgehen in Zukunft 
aussieht. 
Die zurückgewiesenen Punkte sind zusammen mit den Entschädigungsreglementen zur Überarbei-
tung an eine Kommission zu überweisen. 
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel stellt Eintreten auf das Geschäft fest. Gleichzeitig liegt der Antrag 
auf eine Teilrückweisung vor. Dieser lautet dahingehend, dass nur diejenigen Punkte welche die 
Vergangenheit betreffen zu beraten sind und alle die Zukunft betreffenden Punkte zurück an eine 
Kommission zu überweisen sind. Vor der Detailberatung wird über die Teilrückweisung beschlossen. 
 
Beschluss 
 
Das Parlament folgt dem Antrag der Fraktion SP/Grüne und beschliesst mehrheitlich Teilrückweisung. 
 
Detailberatung Antrag Gemeinderat  
 
Relevant sind nur noch Punkt 1. und 2. des Antrages, dies betrifft die Pensen der Gemeinderäte 
Marco Kistler und Ruedi Schwitter. Die Behandlung des Pensums von Gemeinderat Roger Schneider 
wurde durch die Teilrückweisung hinfällig. Um allfällige Fragen zu klären, wird trotzdem der gesamte 
Antrag zur Diskussion gestellt. 
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Ausgangslage 
Keine Wortmeldung 
 
Materielles 
Keine Wortmeldung 
 
Erläuterungen 
Keine Wortmeldung 
 
Antrag 
Adrian Hager, Niederurnen, SVP 
vergewissert sich, dass es sich bei der Abstimmung nur noch um die Pensen im 2012 handelt.  
Dies wird von der Parlamentspräsidentin bestätigt. 
Lorenzo Conte, Näfels, GLP 
Stellt fest, dass Gemeinderat Hans Leuzinger bereits das Maximal-Pensum von 40% hat und dieses 
kann nicht überschritten werden. Das bedeutet, dass Hans Leuzinger kein Verwaltungsratsmandat 
über 2% übernehmen könnte oder er müsste dies unentgeltlich tun. Diese Tatsache erachtet Lorenzo 
Conte als problematisch. 
Die Parlamentspräsidentin bestätigt, dass dies der heute gültigen Gemeindeordnung entspricht. 
 
Schlussabstimmung 
 
Das Parlament beschliesst mehrheitlich folgende Pensenanpassungen rückwirkend vom 01.01.2012 - 
31.12.2012: 
 

1. Pensum Gemeinderat Marco Kistler 23 % 
2. Pensum Gemeinderat Ruedi Schwitter 27 % 

 
Dieses Geschäft wird gemäss Teilrückweisungsantrag an eine Kommission überwiesen. Das Parla-
mentsbüro wird an seiner nächsten Sitzung die Kommission bestimmen. 
 
 
 
6. Genehmigung eines Verpflichtungskredits für die Sanierung Feuerwehrdepot 
 Niederurnen 
(Antrag Gemeinderat 06.12.2012; Projektpläne; Dokumentation "Standorte Feuerwehr Glarus Nord" 
06.06.2011) 
 
Das vorliegende Geschäft ist das erste in einer Reihe von Geschäften, für welche der Verpflichtungs-
kredit nachträglich zur Budget-Gemeindeversammlung vom vergangenen 29. November eingeholt 
werden muss. Ab dem Budget 2014 wird dieser Prozess dann in der korrekten Reihenfolge laufen, 
zuerst der Verpflichtungskredit, dann der Budgetbeschluss. Im Laufe des Kalenderjahres 2013 wird 
das Parlament also über eine doppelte Portion Verpflichtungskredite befinden müssen. Über den 
genauen zukünftigen Prozessablauf wird Gemeindepräsident Martin Laupper unter dem Traktandum 
Umfrage informieren. 
 
Zum vorliegenden Geschäft 
Durch die Zusammenlegung der Feuerwehrdepots Nieder- und Oberurnen am Standort Niederurnen 
genügt das Depot den Anforderungen der Feuerwehr nicht mehr. Die Garderobe ist ungenügend, und 
eine Heizung fehlt. Das ist nicht nur unangenehm, sondern verursacht auch Belastungen für 
Fahrzeuge und Material. Im Hochwasserfall läuft zudem Wasser durch das Depot. 
Das vorliegende Projekt wird durch die glarnerSach zu 50% subventioniert. Mit der Sanierung dieses 
Depots dürften die Investitionen in Feuerwehrdepots in Glarus Nord für die nächsten Jahre erledigt 
sein. Die Parlamentspräsidentin erinnert daran, dass diese Position an der Budgetdebatte nicht in 
Frage gestellt wurde. 
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Für die Beratung dieses Geschäftes ist folgender Ablauf vorgesehen: 

- Eintretensdebatte  
- Detailberatung Antrag Gemeinderat 
- Schlussabstimmung 

 
Das Wort zum Vorgehen wird nicht verlangt. 
 
Eintretensdebatte 
 
Alfred Hefti, Mollis, SVP 
Erklärt, dass auf diese Vorlage mit Freude eingetreten werden kann. Die Parlamentsmitglieder 
konnten sich dank umfangreicher Unterlagen optimal über das Projekt informieren. Er dankt dem 
Gemeinderat und hofft, dass dieses positive Beispiel zukünftig zur Regel wird. 
 
Franz Landolt, Näfels, GLP 
Im Namen der Fraktion CVP/GLP beantragt Franz Landolt Eintreten und Zustimmung zum Kredit-
antrag. Den Worten seines Vorredners kann er sich nur anschliessen, auch er bedankt sich für die 
umfangreiche Dokumentation und bestätigt, dass damit die Erwartungen des Parlamentes vollum-
fänglich erfüllt werden. 
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel stellt Eintreten auf das Geschäft fest.  
 
Detailberatung Antrag Gemeinderat 
 
Ausgangslage 
Keine Wortmeldung 
 
Materielles 
Keine Wortmeldung 
 
Erläuterungen 
Keine Wortmeldung 
 
Antrag 
Keine Wortmeldung 
 
Schlussabstimmung 
 
Das Parlament beschliesst einstimmig  
 
1. Den Objektkredit (Verpflichtungskredit) von brutto CHF 1.3 Mio. zulasten der Investitionsrechnung 

zu gewähren. 
2. Dem Gemeinderat die Kompetenz für den Vollzug zu erteilen. 
 
 
 
7. Umfrage 
 
Informationen aus dem Parlamentsbüro 
 
Es ist dem Parlamentsbüro ein grosses Anliegen, an dieser Stelle auf die letzte Parlamentssitzung, 
respektive die Gemeindeversammlung zurückzublicken. 
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Das Vorgehen des Gemeinderates in Sachen Antrag Peter Kistler stösst in weiten Kreisen des 
Parlaments auf Unverständnis. Dieses Vorgehen war nämlich nicht Rechtens. Geschäfte an die 
Gemeindeversammlung überweist das Parlament. Der Gemeinderat hat nicht das Recht, diese 
eigenmächtig abzuändern. Wenn der Gemeinderat nicht einverstanden ist - und dazu gehören 
ausdrücklich auch rechtliche Bedenken - kann der Gemeinderat an der Gemeindeversammlung einen 
Gegenantrag stellen. Wenn das Stimmvolk dem Parlament folgen sollte, muss der Gemeinderat 
anschliessend den Weg über die Stimmrechtsbeschwerde einschlagen. Eigentlich hätte daher gegen 
das Vorgehen des Gemeinderates von Seiten des Parlamentes Stimmrechtsbeschwerde eingelegt 
werden müssen. Da sich bekanntlich die Angelegenheit materiell in letzter Minute erledigt hat, wurde 
auf eine Stimmrechtsbeschwerde verzichtet. Die Einreichung war jedoch bereits von Büro, 
Geschäftsprüfungskommission und Fraktionspräsidenten beschlossen und lag versandbereit und von 
Parlamentspräsidentin und GPK-Präsident unterzeichnet vor. Zu diesem Zeitpunkt informierte der 
Gemeinderat, dass materiell dem Antrag von Peter Kistler sowieso Folge geleistet werden muss.  
An dieser Stelle hält Parlamentspräsidentin Katia Weibel fest, dass, sollte sich der Gemeinderat noch 
einmal erlauben, das Parlament dermassen zu desavouieren, eine Beschwerde eingereicht würde. 
Gemäss der, nicht beim Kanton, eingeholten Rechtsauskunft wäre diese Beschwerde erfolg-
versprechend. Die bereits erarbeitete Vorlage wird jedenfalls sorgfältig aufbewahrt.  
 
Im Weiteren liegt ein Bericht der Geschäftsprüfungskommission in Sachen Zuständigkeit für den 
Beschluss zum Richtplan vor. Dieser Bericht wurde von der GPK im Auftrag des Parlamentsbüros 
erstellt und wird dem Parlament in der Januar-Sitzung vorgelegt. 
 
Mit heutigem Datum wurden zwei Motionen eingereicht: 
- Motion betr. notwendigen Anpassungen am Organisationsreglement der Technischen Betriebe 

Glarus Nord (TBGN) 
- Motion betr. notwendigen Anpassungen am Organisationsreglement der Alters- und Pflegeheime 

Glarus Nord (APGN) 
Eingereicht wurden diese Motionen von Urs Zimmermann, Präsident der nichtständigen Kommission 
Eignerstrategien TBGN und APGN, als Erstunterzeichnender, sowie den weiteren Kommissions-
mitgliedern Gret Menzi, Rita Nigg, Hanspeter Hertach und Christoph Zürrer. 
 
Die Auszahlung sämtlicher Sitzungsgelder erfolgt im Januar 2013. 
 
 
Weitere Mitteilungen und Anfragen 

a) Adrian Hager, Niederurnen, SVP 
Auf der Homepage der Gemeinde Glarus Nord war folgendes zu lesen: In der ersten Septemberwoche 
startete das Projekt Umnutzung Flugplatz mit der ersten Sitzung der Steuergruppe. Ziel ist es, den 
Militärflugplatz in eine zivile Nutzung mit einem breiten Nutzungsmix zu überführen und so den 
Naherholungsraum dauerhaft zu sichern. Der erste Schritt ist zunächst, den Flugplatz per 01. Januar 
2013 in den Besitz der Gemeinde zu überführen. Parallel dazu laufen die Vorbereitungen für das 
definitive Umnutzungsverfahren des Flugplatzes. 
Im Protokoll der Gemeindeversammlung vom 22. Juni ist jedoch festgehalten, dass die 
Eigentumsübertragung von der armasuisse an die Gemeinde Glarus Nord nur vollzogen wird, wenn 
das Sachplan- und Umnutzungsverfahren genehmigt und abgeschlossen ist. Der Gemeinderat wird 
angefragt, ob er sich hiermit über einen Gemeindeversammlungsbeschluss hinwegsetzt. 
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
Zwischen Besitz und Eigentum gibt es einen Unterschied. Es ist richtig, dass die Gemeinde Glarus 
Nord ab 01.01.2013 Besitzerin des Flugplatzes wird, dies wurde auch im Bulletin so kommuniziert. 
Das heisst, der Betrieb läuft weiter wie bisher mit dem Flugplatzverein Glarnerland. Dieser Vertrag 
kann praktisch unverändert übernommen werden. Der eigentliche Eigentumsübertrag erfolgt aber erst, 
wenn alle Auflagen und Bedingungen erfüllt sind. Auch die erste Zahlung wird erst zu diesem 
Zeitpunkt fällig.  
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Parallel dazu läuft die Projektarbeit. Es ist geplant, dass der Ausschreibungsvorgang ungefähr im 
Februar dem Parlament unterbreitet wird. Der ausgewählte Bewerber wird später auch in der 
Arbeitsgruppe Einsitz nehmen und das Sachplanverfahren begleiten. 
Auf die Nachfrage von Adrian Hager erklärt Martin Laupper, dass die Grundbucheintragung erst beim 
Eigentumsübertrag vorgenommen wird. 
 
b) Martin Laupper, Gemeindepräsident  
Die Technischen Betriebe konnten mit der Kehrichtsverbrennungsanlage einen Energieliefervertrag 
abschliessen, d.h. die gesamte elektrische Energie welche die KVA produziert, rund 60 Mio. kWh pro 
Jahr, können ab 01.01.2016 über die TBGN geliefert werden. Bis 2005 bestand bereits ein Vertrag mit 
den Gemeinden Niederurnen/Schwanden, danach hat die KVA einen Vertrag mit der SN-Energie 
abgeschlossen. Jetzt konnten die entsprechenden Strukturen aufgebaut werden um diesen Vertrag 
zurückzuholen. Ab 2016 kann damit die Eigenproduktion der TBGN an lieferbarem Strom insgesamt 
verdreifacht werden. Der Strom aus Wasserproduktion und KVA-Energie ergibt rund 90 GWh. Der 
Verbrauch in der Gemeinde Glarus Nord liegt zur Zeit bei 130 GWh. Wenn allenfalls noch Windenergie 
dazukäme, könnte praktisch eine autonome Stromversorgung der Gemeinde erreicht werden. Dabei 
handelt es sich durchwegs um erneuerbare Energie. Mittelfristig beabsichtigen die TBGN und die 
Gemeinde Glarus Nord möglichst unabhängig von anderen Stromquellen zu werden. 
Das Projekt Inlandhilfe 2012 der Stadt Zürich unterstützt Projekte in den Kantonen Uri und Glarus. 
Dabei werden ressourcenschwache Gemeinden mit insgesamt CHF 500'000 pro Jahr unterstützt. Der 
Stadtrat Zürich hat sich für 8 Infrastrukturprojekte entschieden, eines davon befindet sich in der 
Gemeinde Glarus Nord und betrifft die Sanierung der Alpwasserversorgung Filzbach. Dafür wurde ein 
finanzieller Beitrag von CHF 70'000 gesprochen. Dieser Entscheid wird mit grosser Freude zur 
Kenntnis genommen. Drei weitere Projekte werden in der Gemeinde Glarus Süd unterstützt.  
 
Aufgrund der ganzen Wirrungen rund um das Thema Verpflichtungskredite/Budgetkredite hat der 
Gemeinderat beschlossen, eine Arbeitsgruppe zu bilden, welche sich mit der gesamten Geschäfts-
abwicklung zwischen den Organen Gemeinderat, Parlament und Gemeindeversammlung auseinander-
setzt. Dabei sollen die rechtlichen Voraussetzungen auf kommunaler wie auch auf kantonaler Ebene 
genau geprüft und gegebenenfalls angepasst werden. Es soll verhindert werden, dass Geschäfte aus 
formellen Gründen unnötig verzögert werden. Gemeinsam sollen die entsprechenden Massnahmen 
definiert werden. Die Arbeitsgruppe setzt sich aus Mitgliedern des Parlamentes und des Gemeinderates 
zusammen und besteht aus folgenden Personen:  
Urs Zimmermann, Christoph Zürrer, Katia Weibel, Martin Laupper, Hans Leuzinger und Andrea 
Antonietti.  
Die Kick-off Sitzung wird im Januar stattfinden. Die Resultate der Arbeitsgruppe werden in die 
Überprüfung und Anpassung der Gemeindeordnung einfliessen. Ziel ist, bis Ende 2013 eine über-
arbeitete und einwandfreie Gemeindeordnung vorzulegen.  
 
Zum Schluss erklärt Martin Laupper, dass die Bemerkungen der Parlamentspräsidentin sehr ernst 
genommen werden. Eine Desavouierung des Parlamentes oder eine negative Einflussnahme auf einen 
Parlamentsentscheid lag nie in der Absicht des Gemeinderates. Die Ausgangslage war eine andere, da 
sich der Gemeinderat auf eine juristische Aussage stützte, welche sich nachträglich als falsch erwies. 
Das ganze geschah unter einem enormen Zeitdruck, da der Zeitplan bis zur Gemeindeversammlung 
sehr eng war. Eigentlich hätte die Frage der Zulässigkeit des Antrages durch das Parlament gestellt 
werden müssen. Der Antrag lautete nämlich, dass alle Kredite zwischen CHF 200'000 und 2.5 Mio. 
dem Parlament vorzulegen seien. Art. 38 des Finanzhaushaltgesetzes regelt jedoch nur die nicht 
gebundenen Kredite. Insofern setzt hier Martin Laupper ein juristisch formelles Fragezeichen.  
Der Gemeinderat wollte keinen juristischen Streit, im Gegenteil, er wollte vermeiden, dass aufgrund 
einer Rechtsunsicherheit Voraussetzungen für ein juristisches Problem geschaffen werden. 
Nichtsdestotrotz konnten aus diesem Prozess Lehren gezogen werden.  
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c) Basil Collenberg, Mollis, CVP 
Im Namen der Geschäftsprüfungskommission erkundigt sich Basil Collenberg nach den Kosten für die 
Mitarbeiterumfrage. Ausserdem möchte er wissen, in welchem Verhältnis die Kosten zum erwarteten 
Resultat liegen. Hat der Gemeinderat den Entscheid dazu gefällt oder lag dieser Entscheid im Bereich 
Personelles?  
Aufgrund einiger negativer Äusserungen von Mitarbeitenden wollte sich die GPK selber ein Bild über 
den Fragebogen machen und forderte diesen an. Basil Collenberg wurde daraufhin der Entscheid von 
Gemeindepräsident Martin Laupper und Bereichsleiterin Personelles Ramona Eicher mitgeteilt, dass 
dieser Fragebogen ausschliesslich für die Mitarbeitenden bestimmt ist und nicht anderweitig heraus-
gegeben wird. Es stellt sich die Frage was passiert, wenn die Resultate vorliegen. Werden diese 
ebenfalls nur den Mitarbeitenden zur Kenntnis gebracht? 
 
Martin Laupper, Gemeindepräsident 
In den Legislaturzielen ist die Mitarbeiterbefragung unter dem Bereich Personelles aufgeführt. Die 
Befragung wurde im Rahmen des Budgets eingeplant. Die genauen Kosten kann er momentan nicht 
nennen, die Zahl müsste nachgeliefert werden. Jedenfalls handelt es sich nicht um einen gravierend 
hohen Betrag. 
Diese Mitarbeiterbefragung ist sehr speziell, in dieser Form wurde dies bisher in der Gemeinde nicht 
gemacht. Die Befragung nach der Fusionierung ist von grossem Interesse. Es sollen Probleme in der 
Organisation aufgezeigt werden. Es werden Informationen darüber erwarten, wo Handlungsbedarf 
besteht und Massnahmen erforderlich sind.  
Dabei handelt es sich um ein Gemeindeführungsinstrument, welches transparent mit den 
Mitarbeitenden aus allen Bereichen besprochen wird. Es ist geplant, diese Befragung alle 2 - 4 Jahre zu 
wiederholen um Veränderungen und Verbesserungen aufzuzeigen. Dieses Instrument hilft beim Aufbau 
einer guten Gemeinde und erlaubt den Mitarbeitenden, sich besser einzubringen und mitzugestalten.  
 
Hanspeter Hertach, Niederurnen, SVP 
Offenbar wurde die von Basil Collenberg gestellte Frage missverstanden. Die Geschäftsprüfungs-
kommission hat nach den entsprechenden Unterlagen gefragt, dabei waren nur die gestellten Fragen 
von Interesse, es wurden keine beantworteten Fragebogen verlangt. Auf diese Informationen hat die 
GPK gemäss Parlamentsordnung Art. 53, Abs. 2 Anspruch. Die GPK hat somit das Recht, die 
angeforderten Papier zu erhalten. Die Antwort des Gemeindepräsidenten vermag nicht zu genügen, 
was unter einer Mitarbeiterfragung zu verstehen ist und welchen Zweck sie erfüllt, kann sich wohl jeder 
selber vorstellen.  
 
Lorenzo Conte, Näfels, GLP 
Betreffend Kosten der Mitarbeiterbefragung kann sich Lorenzo Conte daran erinnern, dass diese im 
Budget mit CHF 95'000 aufgeführt wurde. 
 
Franz Landolt, Näfels, GLP 
Für ihn stellt sich die Frage, ob der Gemeinderat, resp. der Gemeindepräsident die Zusammenarbeit 
oder den Konflikt mit dem Parlament sucht. Das Parlament ist die Aufsichtsbehörde über den 
Gemeinderat. Juristische Abklärungen durch den Gemeinderat betreffend Parlamentsbeschlüsse sind 
zu unterlassen. Geschäftsprüfungskommission und Finanzaufsichtskommission sind Aufsichtsbehörden 
und stehen unter Schweigepflicht. Der Gemeinderat ist verpflichtet, diesen sämtliche gewünschten 
Unterlagen zuzustellen, wie dies auch beim Kanton der Fall ist. Franz Landolt hat während seiner über 
20-jährigen Amtszeit im Landrat noch nie erlebt, dass sich der Regierungsrat erlaubt hätte, einen 
Landratsbeschluss juristisch abklären zu lassen und zu hinterfragen. Beim Kanton ist der Landrat an 
der Landsgemeinde Antragsteller, analog dazu ist bei der Gemeinde das Parlament Antragsteller an die 
Gemeindeversammlung. Aus dieser Sicht gilt: Beschlüsse sind nicht zu hinterfragen, sondern so 
vorzutragen. Es ist deshalb auch nicht notwendig, dass im GV-Bulletin Kommissionsberichte 
abgedruckt werden, relevant sind einzig die Behandlungen und Beschlüsse des Parlamentes. 
Der Gemeinderat wird gebeten, diese Facts ernst zu nehmen und zukünftig mit dem Parlament nicht 
nur am gleichen Strick, sondern auch in die gleiche Richtung zu ziehen. 
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d) Urs Zimmermann, Niederurnen, FDP 
Bedankt sich für die Zustimmung zur vorgeschlagenen Gliederung des Geschäftsberichtes. Er zeigt 
sich aber auch zufrieden über die getroffenen Entscheide betreffend den Pensenanpassungen. Wie 
bereits einmal vom Gemeindepräsidenten erwähnt, sind noch diverse Baustellen vorhanden, welche es 
zu bereinigen gilt. Einerseits steht die Gemeindeordnung an, für welche bereits eine Kommission 
bestellt wurde, für die Aufnahme der Arbeiten fehlen jedoch noch einige Voraussetzung. Ebenfalls sind 
die Strategien der beiden Anstalten noch pendent, zu diesem Thema wurden zwei Motionen 
eingereicht. Vieles ist im Gange und im nächsten Jahr gibt es viel zu tun. Er hofft, dass dann jeder 
seine Rolle kennt und eine gute Zusammenarbeit ohne störende Nebengeräusche gelingen wird. 
 
e) Ruedi Schwitter, Gemeinderat 
Bedankt sich für die Freigabe des Verpflichtungskredits für das Feuerwehrdepot in Niederurnen. Er ist 
überzeugt, dass dieses Projekt genauso gut wird wie dasjenige welches in Mollis bereits realisiert 
werden konnte. Das entsprechende Baugesuch wird unverzüglich eingereicht.  
Ein wichtiger Hinweis zum Geschäftsbericht: Er hofft, dass eine Zahl im nächsten Geschäftsbericht 
nicht grösser wird, nämlich diejenige der Einsatzzahl der Feuerwehr. Daher ruft er die Parlamentarier 
dazu auf, während der Advents- und Weihnachtszeit Vorsicht im Umgang mit Adventskränzen und 
Christbäumen walten zu lassen. 
 
 
 
Zum Schluss 
 
Die heutige Sitzung beinhaltete teilweise hitzige Diskussionen und liess manchen Blutdruck und 
Adrenalinspiel in die Höhe schnellen. Trotzdem wird es als positives Zeichen gewertet, dass sich 28 
der anwesenden Personen dazu entschlossen haben, den vermeintlich letzten Abend vor dem 
Weltuntergang bei einem gemeinsamen Abendessen im Schlössli zu verbringen.  
 
Parlamentspräsidentin Katia Weibel wünscht allen erholsame Feiertage und einen guten Jahres-
wechsel. Sie dankt für das engagierte Mitmachen und wünscht allseits noch einen schönen Abend. 
 
 
 
Nächste Parlamentssitzung 

Die nächste Parlamentssitzung Glarus Nord findet am Donnerstag, 24. Januar 2013, 17.15 Uhr statt. 
 
Schluss der Sitzung: 19.36 Uhr 
 
 
Die Parlamentspräsidentin:   Die Parlamentssekretärin  
 

      
   
 

 
____________________   ______________________ 
Katia Weibel     Doris Fischli   


